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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die neukonstituierte Bundesversammlung trat am 4. Dezember zur Wahl der Mitglieder
des Bundesrates für die Amtsdauer 1991-1995 zusammen. Die grüne Fraktion hielt als
einzige an der Forderung nach einem gemeinsamen Regierungsprogramm fest und
verlangte die Verschiebung der Wahl bis zum Vorliegen eines solchen Programmes, was
jedoch mit 203:29 Stimmen abgelehnt wurde. Kaum grossen Einfluss auf das
Wahlergebnis hatte die Empfehlung der Auto-Partei, die SP aus der Regierung zu
werfen und Koller und Cotti durch andere CVP-Vertreter zu ersetzen. Der
Sozialdemokrat Stich, welcher als Amtsältester zuerst antreten musste, schnitt mit 145
Stimmen zwar um 40 Stimmen schlechter ab als vor vier Jahren, schaffte aber das
absolute Mehr von 114 Stimmen problemlos. Auch der zweite Sozialdemokrat, Felber,
erzielte mit 144 Stimmen ein achtbares Resultat und blieb nur knapp hinter Ogi (151
Stimmen) zurück. Mehr Mühe bekundeten die Vertreter der CVP: Cotti erhielt 135, Koller
sogar nur 132 Stimmen. Der am Schluss an die Reihe kommende Freisinnige Villiger
musste für diese offensichtlich mangelnde Solidarität im Lager der bürgerlichen
Regierungsparteien büssen: lediglich 127 der anwesenden 238 Abgeordneten gaben ihm
ihre Stimme. Sein Parteikollege Delamuraz, der noch vor der Wahl der beiden CVP-
Vertreter antreten durfte, hatte mit 172 Stimmen das beste Resulat aller Kandidaten
erzielt. Mitverantwortlich für dieses Spitzenergebnis war sicher auch die
Solidaritätswelle, welcher sich Delamuraz erfreuen durfte, nachdem die Zeitung "Blick"
das Gerücht kolportiert hatte, dass seine — und Felbers — Trinkgewohnheiten anlässlich
der Gespräche der Regierungsparteien kritisiert worden seien. Unter anderem musste
sich auch Nationalrat Blocher (svp, ZH) dafür entschuldigen, dieses Thema aufs Tapet
gebracht zu haben. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 04.12.1991
HANS HIRTER

Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 9. Dezember mit 185 Stimmen Adolf Ogi
zum Bundespräsidenten und mit 134 Stimmen Otto Stich zum Vizepräsidenten für das
Jahr 1993. 2

WAHLEN
DATUM: 09.12.1992
HANS HIRTER

Die Reaktionen auf diese zweite Nichtwahl einer offiziellen SP-Kandidatin — 1983 hatte
das Parlament anstelle von Lilian Uchtenhagen Otto Stich gewählt — fielen sehr heftig
aus. Bereits während des Wahlaktes demonstrierten rund 500 Frauen vor dem
Bundeshaus für die Wahl Brunners. Auch bürgerliche Parlamentarierinnen sprachen
empört von Affront und männlicher Machtpolitik. Andere Frauen sahen einen Teil der
Verantwortung auch bei der SP, welche an der zwar von den Medien unterstützten, im
Parlament aber offensichtlich nicht mehrheitsfähigen Alleinkandidatur Brunners
festgehalten hatte.

Die Mitglieder der SP reagierten rasch und heftig. Von einer Reihe von Sektionen wurde
die Parteileitung aufgefordert, an der Kandidatur Brunner festzuhalten und im Falle
einer erneuten Nichtwahl aus der Regierung auszutreten. Einzig die SP des Kantons
Neuenburg sprach sich für eine Wahlannahme Mattheys aus. Die bereits als neue
Kandidatin gehandelte SP-Fraktionschefin Ursula Mauch (AG) gab bekannt, dass sie auf
keinen Fall kandidieren werde, um den zweiten Bundesratssitz der Westschweiz nicht
zu gefährden.

Hingegen tauchte der bereits in den Vorabklärungen gefallene Name von Ruth Dreifuss
wieder auf. Die 53jährige Sekretärin des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ist
französischer Muttersprache und in Genf aufgewachsen; infolge ihrer beruflichen
Tätigkeit war sie aber seit gut zwanzig Jahren in Bern wohnhaft. Sie hatte dort auch
bereits im städtischen Parlament gesessen und auf der SP-Nationalratswahlliste
figuriert, aber noch kein kantonales politisches Amt ausgeübt. Damit galt nach dem
Garantiegesetz der Wohnort als ausschlaggebend für die Kantonszugehörigkeit. Von
verschiedener Seite wurde die Idee geäussert, dass bei einer Deponierung ihrer
Schriften in Genf einer Wahl aus rechtlichen Gründen nichts entgegenstehen würde.
Politisch, nicht aber vom Alter und Erscheinungsbild her, waren nach allgemeiner
Einschätzung kaum Unterschiede zwischen den beiden Gewerkschafterinnen

ANDERES
DATUM: 06.03.1993
HANS HIRTER
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auszumachen.

Die Sitzung des Vorstands der SP vom 6. März in Zürich wurde begleitet von einer rund
8'000 Personen zählenden Demonstration für Brunner. Der Vorstand beschloss, dass
für ihn nur die Wahl einer französischsprachigen Gewerkschafterin akzeptabel sei. Die
Empfehlung an die Fraktion, an einer Alleinkandidatur Brunner festzuhalten, wurde mit
50:40 Stimmen freilich nur relativ knapp gutgeheissen. Zwei Tage später beschloss die
SP-Fraktion, sowohl Dreifuss als auch Brunner zur Wahl vorzuschlagen. Der gewählte
Matthey erklärte, dass er diesen Vorschlag akzeptiere, um eine Regierungskrise zu
verhindern. Während in Basel und Schaffhausen ebenfalls grosse Kundgebungen
zugunsten Brunners stattfanden, kam es in der Westschweiz nur zu vereinzelten
kleineren Manifestationen. 3

Die Vereinigte Bundesversammlung wählte am 8. Dezember bei einem absoluten Mehr
von 111 Stimmen Otto Stich mit deren 167 zum Bundespräsidenten für das Jahr 1994.
Kaspar Villiger wurde mit 198 Stimmen zum Vizepräsidenten gewählt. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 08.12.1993
HANS HIRTER

Am 30. August teilte der im Dezember 1983 gewählte Bundesrat Otto Stich (sp) zur
allgemeinen Überraschung mit, dass er auf Ende Oktober demissionieren werde. Im
Laufe des Jahres hatten sich zwar bürgerliche Politiker mehrmals für seinen Rücktritt
ausgesprochen. Aber noch Mitte August hatte das SP-Sekretariat erklärt, dass mit einem
Rücktritt nicht zu rechnen sei. In Würdigungen wurde Stichs Leistung als Finanzminister
gelobt; namentlich in der französischsprachigen Schweiz wurde aber auch seine EU-
kritische Haltung und sein als ungenügend empfundenes Bemühen um die
Kontaktpflege mit der Romandie kritisiert. 5

ANDERES
DATUM: 30.08.1995
HANS HIRTER

Die Verfassung (Art. 96, Abs. 3) sieht vor, dass ein Nachfolger in der nächsten
Parlamentssession gewählt werden muss, das hiess in diesem Fall noch vor den
Nationalratswahlen vom 22. Oktober. Bürgerliche Politiker warfen Stich deshalb vor,
seine Rücktrittserklärung geschickt terminiert zu haben, um der SP Wahlkampfhilfe zu
leisten. Immerhin dominierten die Würdigungen Stichs und vor allem die Präsentation
von valablen SP-Kandidaten für seine Nachfolge für einen Monat die
Medienberichterstattung (s. dazu unten, Teil I, 1e, Eidgenössische Wahlen).
Ordnungsanträge im Nationalrat, die Ersatzwahl auf die Dezembersession zu
verschieben, wurden vom Büro als verfassungswidrig bekämpft und fanden im Plenum
keine Mehrheit. 6

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Personal

Der Nationalrat befasste sich mit einer im Vorjahr vom Ständerat überwiesenen und
auch von einer Mehrheit seiner vorberatenden Kommission unterstützten Motion
Rüesch (fdp, SG). Diese hatte vom Bundesrat verlangt, die Bestimmungen der
Pensionskasse des Bundes in dem Sinne zu ändern, dass die hohen Einkaufssummen
für Kaderpersonal, welches von der Privatwirtschaft zum Bund wechseln möchte, nicht
zu einem Hinderungsgrund für eine Anstellung werden. Bundesrat Stich verwies auf die
wachsende Bedeutung der Freizügigkeitsabkommen und bekämpfte zusammen mit
Eggenberger (sp, BE) diesen Vorstoss, welcher seiner Meinung nach im Endeffekt zu
einer generellen Übernahme der Einkaufskosten durch den Bund führen würde. Der Rat
folgte dieser Argumentation und überwies die Motion lediglich in Postulatsform. 7

MOTION
DATUM: 11.03.1992
HANS HIRTER

Der Streit zwischen Bundesrat Stich und dem Parlament über die Pensionskasse des
Bundespersonals konnte noch nicht beigelegt werden. Anlass der Auseinandersetzung
bildeten sowohl die Führung, als auch die Probleme mit der Einführung der EDV und die
Ungewissheit über die finanzielle Situation. In einem Bundesbeschluss hatte das
Parlament Ende 1994 unter anderem festgehalten, dass der Bundesrat bis Ende 1997
revidierte Statuten vorlegen muss, welche eine Reduktion des technischen Defizits der
Kasse erlauben (BRG 94.070). Die Finanzdelegation beider Räte wiederholte in ihrem
Bericht an die Finanzkommissionen ihre Vorwürfe an die Pensionskasse und
bemängelte, dass keine Besserung eingetreten sei. Sie hielt insbesondere fest, dass die
Buchhaltung nicht ordnungsgemäss geführt werde und deshalb nicht belegt werden

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
HANS HIRTER
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könne, dass die in der Staatsrechnung ausgewiesenen Zahlen der Realität entsprechen
würden.

Im Sommer verlangte die CVP-Fraktion die Einsetzung einer parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) und reichte eine parlamentarischen Initiative Hess
(cvp, ZG; Pa.Iv. 95.412) ein. Diese wurde allerdings zurückgezogen, nachdem das Büro
beschlossen hatte, dem Parlament einen Bundesbeschluss zur Einsetzung einer PUK zu
beantragen (BRG 95.067). Dieser wurde in der Herbstsession 1995 dem Parlament
vorgelegt. Dagegen hatten sich die Fraktionen von SP und LdU/EVP ausgesprochen; eine
PUK sei überflüssig, weil die nötigen Unterlagen für eine Untersuchung durch eine
ständige Parlamentskommission vorliegen würden. Der Ständerat lehnte zuerst einen
Antrag seines Büros ab, vor dem Entscheid über die Einsetzung einer PUK von der
Finanzdelegation und der GPK einen Bericht erstellen zu lassen; dann stimmte er gegen
einen Nichteintretensantrag Onken (sp, TG) und für die Einsetzung einer PUK. Die aus je
fünf Mitgliedern beider Räte zusammengesetzte und von Ständerat Schiesser (fdp, GL)
präsidierte Kommission wurde am 6. Oktober gebildet. 8

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Les Chambres fédérales ont voté un crédit de 130 millions de francs pour financer une
action internationale, sous la direction de la Banque mondiale, en faveur des pays les
plus touchés par les retombées de la crise du Golfe, à savoir la Jordanie, la Turquie et
l'Egypte. En effet, l'invasion du Koweit et l'embargo décrété par les Nations Unies à
l'encontre de l'Irak ont eu de graves conséquences économiques sur ces trois pays:
arrêt des exportations, interruption des transferts financiers de leurs ressortissants
travaillant au Koweit ou en Irak et afflux de réfugiés. Plusieurs députés se sont opposés
à l'aide en faveur de la Turquie, en raison des violations des droits de l'homme qui se
produisent régulièrement dans ce pays; d'autres ont critiqué celle en faveur de la
Jordanie en raison de son attitude favorable à l'Irak lors de la crise du Golfe. Une
proposition socialiste demandant l'exclusion de la Turquie de l'aide a été rejetée à une
large majorité par le Conseil national. D'autres membres de la commission ont
demandé qu'Israël bénéficie aussi de l'aide suisse, étant donné qu'il a aussi été touché
par la guerre. Mais, après que O. Stich a précisé qu'Israël n'avait pas souffert de
l'embargo vis-à-vis de l'Irak, cette proposition a été retirée. De toute manière, en
raison du caractère international de l'action sous l'égide de la Banque mondiale, il
n'était pas possible de lier la contribution de la Suisse à certaines conditions
particulières. 9

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.03.1991
ANDRÉ MACH

Beziehungen zur EU

La confrontation entre opposants et partisans d'une intégration de la Suisse au sein de
l'Europe a atteint une intensité toute particulière à l'occasion de trois manifestations
d'ampleur nationale qui se sont déroulées dans les villes de Zurich, puis Bienne. C'est
tout d'abord à l'appel du conseiller national et président de l'ASIN Christoph Blocher
(udc, ZH) que quelque 10 000 défenseurs d'une Suisse indépendante se sont
rassemblés, fin septembre, dans les rues de la ville bordant la Limmat sous le slogan
"Oui à la Suisse - Non à une adhésion à l'EEE/UE". L'après-midi du même jour, le parti
socialiste zurichois - désireux de contrecarrer l'aile dure de l'UDC à quelques semaines
des élections fédérales - a mis sur pied une contre-manifestation sur le Platzspitz qui
devait à son tour rassembler près de 10 000 participants favorables à une "Suisse
ouverte et tolérante", dont le conseiller fédéral démissionnaire Otto Stich. La présence,
en marge des deux manifestations, de nombreux casseurs issus de la droite et de la
gauche extrémistes a été à l'origine d'importantes échauffourées provoquant des
dégâts matériels non-négligeables. Clairement placée sous le signe de l'apaisement,
puisque organisée une semaine plus tard dans la ville bilingue de Bienne, une seconde
manifestation pro-européenne a réuni environ 3000 personnes, sous la houlette du
mouvement "Né le 7 décembre". Outre le PSS, le PLS, les grands syndicats, l'UNES ainsi
que les jeunes libéraux, radicaux, démocrates-chrétiens et écologistes, de nombreuses
personnalités du monde politique - dont la conseillère fédérale Ruth Dreifuss - ont
apporté leur soutien à la manifestation. Quelque 700 anti-Européens devaient
parallèlement se rendre à Morgarten (ZG) à l'occasion d'une rencontre de l'UDC de
Suisse centrale durant laquelle Christoph Blocher a rappelé son attachement à une

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.10.1995
LIONEL EPERON
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Suisse indépendante et neutre. 10

Beziehungen zu internationalen Organisationen

En mai 1990, les autorités fédérales avaient déposé une demande d'adhésion aux
institutions de Bretton Woods, à savoir le FMI (Fonds Monétaire International) et la
Banque Mondiale qui regroupe la Banque internationale pour la reconstruction et le
développement (BIRD), l'Association internationale de développement et la Société
financière internationale (SFI). Sans être membre de ces institutions, la Suisse
entretient déjà depuis longtemps des relations étroites avec celles-ci.

Au mois de mars, les conditions d'admission imposées à la Suisse par le comité
d'adhésion du FMI ont été acceptées par le Conseil d'administration du FMI (organe
exécutif du FMI) et le Conseil des gouverneurs. La quote-part dont la Suisse devra
s'acquitter a été fixée à 1,7 milliards de droits de tirage spéciaux (DTS), ce qui
correspond à 3,34 milliards de francs suisses; suite à la révision des quotes-parts de
l'ensemble des membres, entrée en vigueur à la fin de l'année 1991, le montant de la
participation helvétique a été établi à 2,47 milliards de DTS (4,8 milliards de francs).
20% de cette somme devront être versés en devises puisées dans les réserves de la BNS
et, pour les 80% restant, la Suisse devra mettre à disposition du FMI des obligations en
francs suisses sans intérêt. Le financement de l'adhésion de la Suisse au Groupe de la
Banque mondiale (432,8 millions sur cinq ans) devra en revanche être assumé par la
Confédération. Par ailleurs, O. Stich, en raison du montant de la quote-part, attribuée à
la Suisse, s'est montré optimiste quant à la possibilité d'obtenir un siège au Conseil
d'administration du FMI et de la Banque mondiale. 11

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.04.1991
ANDRÉ MACH

En additionnant les signatures récoltées par la gauche (un peu plus de 50'000) et celles
du comité de la droite isolationniste, les référendaires ont transmis aux autorités
fédérales au total près 90'000 signatures valables. Suite à la très large acceptation de
l'adhésion aux institutions de Bretton Woods par le parlement, le Conseil fédéral, tout
particulièrement O. Stich, s'est engagé vigoureusement en faveur de l'adhésion de la
Suisse. 12

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.03.1992
ANDRÉ MACH

Le choix du représentant suisse au Conseil des gouverneurs du FMI a donné lieu à
plusieurs hésitations, la BNS et le DFF convoitant ce siège. Le Conseil fédéral a
finalement désigné M. Lusser, président de la Banque nationale, au détriment d'O.
Stich, chef du DFF, qui s'était également porté candidat. Ce choix a été critiqué par la
gauche qui y a vu l'expression de la priorité accordée aux problèmes monétaires sur la
politique d'aide au développement. Le siège au Conseil des gouverneurs de la Banque
mondiale est revenu à J.P. Delamuraz, ce qui ne fut contesté par personne. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.06.1992
ANDRÉ MACH

Tout au long de l'année, la question de la participation de la Suisse à I'EEE a suscité un
large débat dans les médias et la population. Les opinions au sein des partis et des
associations économiques se sont affinées et cristallisées au fur et à mesure que
l'échéance de la votation populaire se rapprochait. De nombreux sondages sur l'opinion
des Suisses à l'égard de l’EEE ont été publiés durant l'année. Outre la campagne
d'information menée par le bureau d'intégration, les conseillers fédéraux, O. Stich
excepté, sont intervenus à de nombreuses reprises dans les médias ou lors de
conférences publiques pour soutenir et exposer le point de vue du gouvernement
durant les mois précédant la votation. Quelques semaines avant la date du 6 décembre,
face aux craintes de la population et au ton virulent, voire même intolérant, de la
campagne, le Conseil fédéral est intervenu solennellement lors d'une conférence de
presse pour demander aux citoyens un plus grand respect de la diversité des opinions.
A cette occasion, il a réaffirmé que l'accord EEE ne mettait pas en danger l'identité et
les particularités culturelles et politiques de la Suisse. Par ailleurs, 23 des 26 exécutifs
cantonaux, de même que la Conférence des chefs des départements cantonaux de
l'économie publique, ont formellement souhaité la participation de la Suisse à l'EEE,
alors que les trois autres – Thurgovie, Zurich et Glaris – ont manifesté leur approbation
mais sans évaluer le traité. Plusieurs Grands Conseils cantonaux ont également pris
position en faveur du traité. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.11.1992
ANDRÉ MACH
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Les conseillers fédéraux O. Stich et A. Ogi ont rencontré à Vienne leurs collègues
autrichiens pour discuter des aspects financiers de la circulation à travers les Alpes. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.08.1991
ANDRÉ MACH

Accompagné d'une nombreuse délégation, Otto Stich a effectué un voyage d'une
semaine dans les quatre républiques d'Asie centrale de l'ancienne Union soviétique
(Turkménistan, Kirghistan, Ouzbékistan et Azerbaïdjan) qui sont membres du groupe
présidé par la Suisse au sein des Institutions de Bretton Woods. Lors de ce voyage, la
collaboration future au FMI et à la Banque mondiale et les relations bilatérales avec la
Suisse furent au centre des discussions. Un accord de commerce et de coopération
économique a été conclu avec la République d'Ouzbékistan. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.04.1993
AUTOR UNBEKANNT

Otto Stich a effectué un séjour de trois jours à Varsovie où il a rencontré le premier
ministre, Hanna Suchocka, pour discuter de la collaboration économique entre les
deux pays. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.08.1993
AUTOR UNBEKANNT

A l'occasion du Sommet Clinton-Assad à Genève sur l'entrée de la Syrie dans le
processus de paix au Proche-Orient, le président de la Confédération Otto Stich s'est
entretenu avec les deux chefs d'Etat. Il a notamment été question d'une éventuelle
entrée de la Suisse au sein du "Partenariat pour la paix" et des problèmes des droits de
l'homme au Proche-Orient. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.01.1994
LIONEL EPERON

Le président du parlement chinois Qiao Shi a effectué une visite de quatre jours en
Suisse durant laquelle il a rencontré le président de la Confédération Otto Stich, le chef
de la diplomatie helvétique et la présidente du Conseil national Gret Haller. Les
entretiens ont principalement porté sur les droits de l'homme en Chine et au Tibet, les
échanges économiques entre les deux pays, la réintégration de la Chine au sein du
GATT ainsi que sur l'ouverture à Shanghaï d'un consulat général suisse. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.01.1994
LIONEL EPERON

Au cours de sa visite officielle de trois jours en Suisse, le président polonais Lech
Walesa a été reçu par le Conseil fédéral in corpore. L'ex-président du syndicat
Solidarnosc s'est ensuite entretenu avec le président de la Confédération Otto Stich de
l'avenir de l'économie et de la démocratie en Pologne. Le chef d'Etat polonais a, par
ailleurs, rencontré à Zurich les représentants des milieux économiques suisses qu'il a
invités à participer davantage à la reconstruction de l'économie polonaise. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.05.1994
LIONEL EPERON

Suite à l'accord de Washington entre Israël et l'OLP et dans l'optique de soutenir le
processus de paix au Proche-Orient, Otto Stich et Flavio Cotti ont accueilli
officiellement Yasser Arafat pour la première fois dans l'histoire de la diplomatie
suisse. A cette occasion, le chef de l'OLP a manifesté son intérêt pour l'aide de la
Confédération. Lors de la tenue de la Conférence de Casablanca sur le développement
économique du Proche-Orient, Jean-Pascal Delamuraz, en compagnie de Flavio Cotti,
a, à son tour, rencontré le leader palestinien. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.11.1994
LIONEL EPERON

Compte tenu des premières élections libres en Afrique du Sud, la Suisse a multiplié ses
contacts avec les autorités sud-africaines. Après l'envoi d'un contingent d'une centaine
d'observateurs suisses lors de ces élections, la participation du président de la
Confédération Otto Stich lors de l'investiture du nouveau président Nelson Mandela et
l'organisation de séminaires sur le fonctionnement du fédéralisme en Suisse, le chef du
DFAE s'est, à son tour, rendu dans ce pays. A cette occasion, il a rencontré l'ancien
président Frederik de Klerk, puis le président Mandela. Par ailleurs, Flavio Cotti a signé,
avec le vice-ministre des affaires étrangères sud-africain Aziz Pahad, une déclaration
d'intention concernant le soutien de la Suisse au Programme de reconstruction et de
développement (RDP) post-apartheid. Un montant de CHF 80 millions est ainsi prévu
pour la période 1995 à 1999. 22

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.12.1994
LIONEL EPERON
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Dans le cadre de la commémoration du 50e anniversaire de l'ONU, le secrétaire général
de l'organisation, Boutros Boutros-Ghali, a été reçu à Berne par le président de la
Confédération Kaspar Villiger, le chef du DFAE, Flavio Cotti, ainsi que les conseillers
fédéraux Arnold Koller et Otto Stich. Lors de cette visite, les dirigeants helvétiques - qui
ont rappelé qu'une nouvelle votation populaire sur l'adhésion de la Suisse à l'ONU ne
figure pas à l'agenda politique - ont notamment fait part de leur intention de
contribuer davantage aux opérations de démocratisation que les Nations Unies
supervisent dans le monde. De son côté, Boutros Boutros-Ghali a remercié la
Confédération de l'important soutien financier qu'elle apporte à l'ONU, et ce en dépit
de sa non-appartenance à l'organisation. 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.07.1995
LIONEL EPERON

La visite en Suisse du vice-président sud-africain Thabo Mbeki - reçu par les conseillers
fédéraux Jean-Pascal Delamuraz, Flavio Cotti, Kaspar Villiger et Otto Stich - s'est soldée
par la signature de deux accords, l'un sur la protection des investissements et l'autre
sur la prévention et la résolution des conflits de travail. Ce second document,
également signé par le directeur général de l'Organisation internationale du travail
(OIT), Michel Hansenne, est à la base du premier projet que la Confédération réalise
dans le cadre des mesures de promotion de la paix et de la démocratie en Afrique du
Sud prévues pour la période 1995-1999. Par ailleurs, le président sud-africain Nelson
Mandela s'est rendu à Genève où il a participé à l'inauguration de l'exposition
Telecom 95 aux côtés de Kaspar Villger. 24

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.10.1995
LIONEL EPERON

Entwicklungspolitik

C'est dans cette optique de continuation de la coopération technique et de l'aide
financière en faveur des pays en développement qu'un nouveau crédit de programme
pour la période 1995 à 1998 a été proposé aux Chambres. Le montant de celui-ci a
cependant été l'objet d'âpres tractations au sein du Conseil fédéral tout d'abord, puis
du parlement. La situation difficile des finances fédérales et la tragédie du Rwanda -
pays bénéficiaire d'une aide bilatérale substantielle de la Confédération - ont en effet
créé les conditions propices à de larges débats quant à la portée de l'aide suisse au
développement et à la somme à lui consacrer.

Issu d'un compromis entre Flavio Cotti qui souhaitait que le montant de l'aide au
développement soit porté à CHF 4.15 milliards et Otto Stich qui ne voulait accorder que
CHF 3.8 milliards, le crédit-cadre proposé par le gouvernement pour les années 1995 à
1998 a finalement été fixé à CHF 3.9 milliards, soit une augmentation nominale de CHF
600 millions par rapport au crédit précédent. 25

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.04.1994
LIONEL EPERON

Landesverteidigung

Militärorganisation

Dans le cadre du programme d'assainissement des finances fédérales, Otto Stich a
annoncé que le DMF devra supprimer, d'ici à 1995, 800 emplois dans les secteurs de la
maintenance et de l'administration (Armée 95 demandant un encadrement réduit,
étant donné la baisse future des effectifs). Cette mesure ira de concert avec un blocage
des dépenses (diminution de 15% en termes réels) et une baisse des investissements.
Selon le DMF, cette réduction du nombre de postes, vu son ampleur, sera difficile à
mettre en oeuvre sans licenciements. Notons qu'à cela s'ajoute environ un millier de
suppressions d'emplois dans les usines d'armement (notamment dues à un usage
accru des simulateurs). En outre, il est prévu que, après 1995, 1200 postes soient
encore éliminés en raison de la situation financière de la Confédération et de la
réforme Armée 95.
Face à cette situation, les syndicats FTMH et SSP ont demandé un arrêté fédéral urgent
afin que la Confédération consacre plus de CHF 200 millions pour garantir la
reconversion de tous les emplois, privés ou publics, menacés de disparition. 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.11.1992
SERGE TERRIBILINI
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Gewisse Massnahmen zur Ankurbelung der Konjunktur wurden aber auch von
wirtschaftsliberaler Seite verlangt: die LP-Fraktion verlangte mit einer Motion einen
Nachtragskredit von 100 Mio Fr., um den Nationalstrassenbau in der Westschweiz
verstärkt voranzutreiben. Der Nationalrat folgte jedoch Bundesrat Stich, der
argumentiert hatte, dass diese Investitionen konjunkturpolitisch wenig bringen würden,
da in der Westschweiz nicht der Tief- sondern der Hochbau in der Krise sei, und
überwies den Vorstoss lediglich als Postulat. 27

MOTION
DATUM: 02.06.1992
HANS HIRTER

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Ebenfalls weitgehend finanzpolitisch motiviert waren zwei Vorstösse, welche eine
Veräusserung resp. Neubewertung der Goldbestände der Nationalbank verlangten. Die
EVP/LdU-Fraktion regte mit einem Postulat (Po. 94.3279) den sukzessiven Verkauf eines
Teils der Goldreserven (rund die Hälfte der 2600 Tonnen) zugunsten ertragbringender
Wertpapiere an, wobei die anfallenden Einnahmen an die öffentliche Hand
ausgeschüttet werden sollten. Der Bundesrat sprach sich gegen dieses Ansinnen aus.
Erstens hätten Goldreserven als Zahlungsmittel in Kriegssituationen immer noch eine
grosse Bedeutung und zweitens würden Verkaufsaktionen das internationale Vertrauen
in den Schweizer Franken erschüttern und zu höheren Zinssätzen führen. Der
Nationalrat folgte diesen Argumenten und lehnte das Postulat mit 82:23 Stimmen ab.
Spielmann (pda, GE) ging etwas weniger weit und forderte mit seiner Motion
(Mo.93.3636) bloss eine Neubewertung der Aktiven (namentlich der Goldreserven) zu
deren Marktwert. Damit würde seiner Ansicht nach der ausgewiesene Gewinn der
Nationalbank und die an die Kantone und den Bund auszuschüttenden Anteile erhöht.
Der Nationalrat lehnte diesen von Bundesrat Stich ebenfalls bekämpften Vorschlag mit
77:19 Stimmen ab. 28

POSTULAT
DATUM: 31.12.1995
HANS HIRTER

Banken

Die 1984 unter den Banken privatrechtlich vereinbarte Konvention Nr. 18 über die
Auszahlung von Spar- und Gehaltskontoguthaben im Falle der Zwangsliquidation einer
Bank garantiert an sich die rasche Auszahlung von bis zu CHF 30'000 an die einzelnen
Gläubiger. Die Schliessung der Spar- und Leihkasse Thun deckte allerdings gewisse
Mängel dieser Regelung auf. Zum einen gelangt sie nur nach der Eröffnung von Konkurs-
und Stundungsverfahren, nicht aber bei einer blossen Bankenstundung oder — wie in
Thun — bei der Schalterschliessung infolge des Bewilligungsentzugs durch die
Bankenkommission zur Anwendung. Zum anderen können Kunden mit
Kontokorrentkonten (v.a. Gewerbetreibende) davon nicht profitieren, was zur
Blockierung von Zahlungen an Angestellte und Lieferanten führen kann. In der
Fragestunde des Nationalrats darauf angesprochen, zeigte sich Bundesrat Stich
gegenüber der Einführung einer ausgebauten obligatorischen Einlegerversicherung —
was namentlich vom EBK-Präsidenten Bodenmann angeregt wurde — skeptisch. Gerade
der Zusammenbruch der amerikanischen Sparkassen hätte gemäss Stich die
kontraproduktiven Auswirkungen solcher Rückversicherungen, welche die Banken und
die Einleger zu allzu risikoreichem Verhalten verleiten würden, aufgedeckt. Stich
kündigte an, dass das EFD mit der Bankiervereinigung Gespräche über eine
Verbesserung der Privatkonvention Nr. 18 aufnehmen werde. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.12.1991
HANS HIRTER

Immer mehr ins Blickfeld der Politik gerieten die Kantonalbanken, von denen einige,
insbesondere die bernische, auch mit geschäftlichen Problemen zu kämpfen hatten.
Einerseits forderten die übrigen Banken die Abschaffung der Staatsgarantien, da diese
nicht nur eine ungerechtfertigte Privilegierung der Kantonalbanken darstellten, sondern
sich auch negativ auf das Risikobewusstsein ihres Managements auswirken würden.
Andererseits forderten Bundesrat Stich und auch die Bankenkommission eine
Gesetzesänderung, um zu erreichen, dass sich auch die Kantonalbanken einer externen
Revision unterziehen müssen. 30

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 02.06.1992
HANS HIRTER
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Die kleine Kammer befasste sich als Zweitrat mit der Totalrevision des Gesetzes über
Anlagefonds. Sie schloss sich weitgehend den Entscheiden des Nationalrats an. Sie
strich jedoch – wie beim Bankengesetz – die von der grossen Kammer eingeführte
Erschwerung der Rechtshilfe wieder. Die wenigen Differenzen zwischen den beiden
Räten waren rasch bereinigt, und das Gesetz konnte auf den 1. Januar 1995 in Kraft
gesetzt werden. Ob es mit dieser Deregulierung gelingen wird, den schweizerischen
Finanzplatz gegenüber Luxemburg wieder attraktiver zu machen, schien allerdings
fraglich. Die im Vorjahr vom Nationalrat überwiesene Motion für eine steuerliche
Entlastung der Anlagefonds fand – gegen den Widerstand von Bundesrat Stich – auch im
Ständerat Zustimmung. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1994
HANS HIRTER

Börsen

Die 1988 vom EFD zum Studium des Börsenwesens eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Februar ihren Schlussbericht vor. Sie empfahl darin die Schaffung von zwei
Bundesgesetzen über den Effektenhandel bzw. über Finanzmarktdienstleistungen.
Bundesrat Stich beauftragte im Sommer eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs für ein Börsengesetz, welches diese im Dezember vorlegen
konnte. Der Entwurf ist als Rahmengesetz konzipiert, das der Selbstregulierung grossen
Stellenwert einräumt und die Rolle des Staates auf die Oberaufsicht beschränkt. Die
Kontrolle über das korrekte Verhalten der Effektenhändler soll analog zum
Bankengesetz eine Kommission ausüben. Die Regierungen der Kantone Baselstadt und
Zürich meldeten allerdings föderalistisch begründete Opposition gegen eine
bundesstaatliche Regelung dieses bisher den Kantonen überlassenen Bereichs an. 32

BERICHT
DATUM: 07.08.1990
HANS HIRTER

Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des Ständerats beantragte, auf den
Entwurf des Bundesrates zwar einzutreten, aber das Prinzip der Selbstregulierung der
Börsen wesentlich stärker zu gewichten und die Regel– und Aufsichtskompetenzen
des Bundesrates massiv einzuschränken. Insbesondere schlug sie vor, dass die
Beschwerdeinstanz von den Börsen selbst eingerichtet werden kann, und nur für die
Oberaufsicht eine nicht private Instanz in Form der EBK zuständig sein soll. In der Frage
der Übernahmeangebote beantragte sie ebenfalls eine andere Lösung als der
Bundesrat. Sie lehnte die Differenzierung zwischen Familienaktiengesellschaften und
Publikumsgesellschaften ab und schlug vor, dass alle börsengängigen Gesellschaften
innerhalb eines Jahres im Rahmen einer Generalversammlung selbst entscheiden
sollen, ob sie ihre Gesellschaft von der Vorschrift eines öffentlichen Angebots für
Minderheitsaktionäre entbinden wollen. Wer von dieser «opting out»–Klausel Gebrauch
machen würde, bliebe zwar weiterhin kotiert, hätte aber mit negativen Auswirkungen
auf den Kurs seiner Aktien zu rechnen. Schliesslich formulierte die WAK auch die
grenzüberschreitende Amtshilfe restriktiver als im Entwurf des Bundesrats vorgesehen.
Gegen den Widerstand von Bundesrat Stich setzte sich die Ständeratskommission im
Plenum mit ihren Abänderungsanträgen durch. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.1993
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich als Zweitrat mit dem neuen Bundesgesetz über die
Börsen und den Effektenhandel, welches die bestehenden kantonalen Börsengesetze
ablösen soll. In der Eintretensdebatte stellten sich die Sprecher der bürgerlichen
Fraktionen und der vorberatenden Kommission grundsätzlich hinter die vom Ständerat
eingeschlagene Politik einer weitgehenden Selbstregulierung der Börse. Gegen den
Widerstand der SP und von Bundesrat Stich hielt die Mehrheit an praktisch allen
Beschlüssen des Ständerats fest. Insbesondere stimmte sie auch der Idee zu, dass die
Beschwerdekommission über die Börsenzulassung von den Börsen selbst gebildet
werden soll. Auch bei den Übernahmeregelungen setzte sich die Linie des Ständerates
durch. Ein von Dreher (fp, ZH) und Frey (svp, ZH) unterstützter Streichungsantrag
Blocher (svp, ZH) unterlag mit 117 zu 15 Stimmen. Die Vorschrift, dass bei Überschreiten
eines Beteiligungsanteils von einem Drittel den übrigen Aktionären ein öffentliches
Kaufangebot gemacht werden muss, wurde allerdings für Erbschafts– und
Schenkungsfälle gelockert. Die Forderung der SP, dass die Spielregeln für
Übernahmeangebote nicht von einer Kommission, sondern vom Bundesrat festgelegt
werden sollen, konnte sich nicht durchsetzen. In der Frage der internationalen
Amtshilfe obsiegte ebenfalls der Beschluss des Ständerats, dass Staatsverträge über die
Zusammenarbeit der Bundesbehörden mit ausländischen Aufsichtsstellen – analog zur
Regelung im Bankengesetz – vom Parlament genehmigt werden müssen. Da der
Ständerat in der Differenzbereinigung in einigen wenigen Punkten an seiner Fassung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.1994
HANS HIRTER
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festhielt, konnte das Gesetz im Berichtsjahr noch nicht verabschiedet werden. 34

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Auch das zusammen mit dem Steuerharmonisierungsgesetz als Paket behandelte
Bundesgesetz über die direkten Steuern wurde im Berichtsjahr in die
Kompromisslösung der Bundesratsparteien zur Reform der Bundesfinanzordnung
einbezogen. Nach siebenjährigen Beratungen waren zwischen den beiden Räten noch
bei der zeitlichen Bemessung der Steuerperiode und bei der Besteuerung der
juristischen Personen wesentliche Differenzen verblieben. Dabei hatte sich der
Nationalrat bisher für die auch von Bundesrat Stich verteidigte einjährige
Gegenwartsbesteuerung ausgesprochen. Gegen den Willen der Kommissionsmehrheit
gab er nun dem Ständerat nach und entschied sich für eine zweijährige Veranlagung als
Normalfall, jedoch mit der Möglichkeit für die Kantone, von diesem System
abzuweichen und die einjährige Gegenwartsbesteuerung beizubehalten oder neu
einzuführen. Damit war die erste Differenz zum Ständerat aus dem Wege geschafft.
(Dieser Beschluss des NR wurde bereits in der Sommersession, also vor der
Ausarbeitung des erwähnten Kompromisses der Regierungsparteien gefasst. Zur Zeit
kennen folgende Kantone die einjährige Besteuerung: BS, GE, JU, NE, SO.) Bei der
Steuerbemessung für den Gewinn von juristischen Personen setzte sich hingegen der
vom Bundesrat beantragte und vom Nationalrat unterstützte Proportionaltarif durch.
Dieses Modell bevorzugt im Vergleich zum bestehenden Dreistufentarif, bei dem für die
Steuerrechnung das Verhältnis von Gewinn zum Eigenkapital massgeblich ist,
kapitalschwache — in der Regel jüngere — Unternehmen. Zuerst hielt der Ständerat
weiterhin am Stufentarif fest, dann zwang ihn aber der von den Bundesratsparteien
vereinbarte Kompromiss zum Nachgeben. Allerdings musste der Nationalrat auf die von
ihm geforderte zusätzliche Kapitalsteuer von 0,8 Promille verzichten. Am Ende der
Wintersession konnte das Parlament beide Gesetzesrevisionen verabschieden. Das
Gesetz über die direkte Bundessteuer kann freilich ebenfalls nur dann in Kraft treten,
wenn die Einführung der MWSt in der Volksabstimmung angenommen wird. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine vom Ständerat im Vorjahr überwiesene Motion Delalay (cvp, VS) für eine
Steueramnestie nahm im Frühjahr mit knappem Mehr von 95 gegen 87 Stimmen auch
der Nationalrat an. Die Vorlage beauftragt den Bundesrat gegen seinen Willen, die
gesetzlichen Bestimmungen für eine generelle Steueramnestie von 1993 bis 1997, die
sich auf Bundes-, Kantons- und Gemeindesteuern erstreckt, auszuarbeiten. Der
Motionär machte geltend, dass eine Begnadigung zur Sanierung der Finanzlage beitrage
und dass die Amnestien von 1945 und 1969 diesbezüglich positive Ergebnisse gezeitigt
hätten. So brachte die Steueramnestie von 1969 nicht deklariertes Vermögen von CHF
11.5 Mrd. zutage. Gemäss Bundesrat Stich sowie der Ratsminderheit stellen
Steueramnestien jedoch eine schwere Verletzung der Rechtsstaatlichkeit dar. Eine
Minderheit der vorberatenden Kommission für Rechtsfragen (Rechsteiner, sp, SG)
brachte als Alternative eine Motion ein, die den Bundesrat aufforderte, den
eidgenössischen Räten Vorschläge für eine wirksamere Ausgestaltung des
Steuerhinterziehungsverfahrens zu unterbreiten. Diese wurde jedoch von der grossen
Kammer knapp mit 91 zu 89 Stimmen verworfen. Im Gegensatz zu den Räten zeigten die
kantonalen Finanzdirektoren wenig Begeisterung für die Steureramnestie; 22 von 26
Kantonen lehnten eine solche ab. Bundesrat Stich machte nach seiner Niederlage
deutlich, dass Steuerhinterzieher nicht mehr wie 1969 mit Samthandschuhen angefasst
würden. Er kündigte flankierende Massnahmen zur Steueramnestie an, die auch eine
Verschärfung der Strafbestimmungen sowie hohe Nachsteuern beinhalten sollen. 36

MOTION
DATUM: 29.04.1994
EVA MÜLLER

Der Ständerat überwies einstimmig eine Motion Frick (cvp, SZ), die verlangt, dass
sogenannt doppelverdienende Ehepaare gegenüber unverheirateten Paaren nicht mehr
benachteiligt werden. Der Motionär erinnerte an das aktuelle Jahr der Familie und
machte geltend, dass von 566'000 Ehepaaren mit zwei Einkommen deren 430'000 von
Steuernachteilen betroffen seien, wobei diese bis zu 100% betragen können. So
bezahlten Verheiratete mit einem Einkommen von CHF 60'000, zu dem Mann und Frau
je CHF 30'000 beitragen, praktisch doppelt soviele Steuern wie ein Konkubinatspaar
mit gleichem Einkommen. Das Bundesgericht bezeichne Steuerunterschiede zu Lasten
der Ehepaare jedoch spätestens ab 10% als verfassungswidrig. Frick verlangte eine

MOTION
DATUM: 07.10.1994
EVA MÜLLER
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Revision des ungerechten Tarifs, ohne dass dem Bund Steuerausfälle entstehen.
Bundesrat Stich, der den Vorstoss nur als Postulat entgegennehmen wollte, relativierte,
dass nur rund ein Viertel der Doppelverdiener-Ehepaare eine Mehrbelastung von mehr
als 10% zu tragen habe, wobei tatsächlich enorme Unterschiede bestünden. Stich
sicherte zu, dass eine Arbeitsgruppe nach einer möglichst gerechten Lösung suchen
werde. 37

Indirekte Steuern

Umstritten war im weiteren die Forderung nach einem Sondersatz für die
Tourismusbranche, die namentlich vom Schweizer Hotelier-Verein und vom Kanton
Graubünden, in Grundsatzpapieren zur Fremdenverkehrspolitik aber auch von CVP und
FDP erhoben wurde. Zwei gleichlautende Motionen Bezzola (fdp, GR) (Mo. 93.3544) und
Küchler (cvp, OW) (Mo. 93.3546), welche einen reduzierten Satz für touristische
Leistungen forderten, scheiterten jedoch am Nationalrat, nachdem der Ständerat mit
grosser Mehrheit zugestimmt hatte. Ein Steuersatz von 2% hätte das Tourismusgewerbe
um jährlich rund CHF 250 Mio. entlastet, den Bund jedoch in derselben Höhe um
Mehreinnahmen gebracht. Ebenfalls abgelehnt wurde vom Nationalrat eine Motion Leu
(cvp, LU), welche die Befreiung tierärztlicher Leistungen von der Mehrwertsteuer
forderte (Mo. 94.3267). Gemäss Bundesrat Stich wäre eine solche Regelung nicht im
Einklang mit EU-Recht gewesen. Vom Nationalrat klar verworfen wurde auch eine
Motion Zisyadis (pda, VD), die importierte Bücher von den durch die Exportländer
erhobenen Steuern befreien wollte (Mo. 94.3250). 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1994
EVA MÜLLER

Im Vernehmlassungsverfahren erregte insbesondere auch die Frage des
Vorsteuerabzuges auf Anlageinvestitionen die Gemüter. Zwei Motionen der FDP (Mo.
93.3576) und der SVP (Mo. 93.3599) hatten Ende 1993 verlangt, den Vorsteuerabzug auf
Investitionen vorzeitig auf den 1. Juli 1994 einzuführen, um einen Investitionsrückstau
zu verhindern. Verschiedene Kantone sowie die Maschinenindustrie baten den
Bundesrat ebenfalls eindringlich um ein Vorziehen des Vorsteuerabzuges. Bundesrat
Stich lehnte ein Vorziehen jedoch mit der Begründung ab, dass dies zu Steuerausfällen
von mindestens CHF 600 Mio. führen würde und der Vollzug der MWSt-Verordnung
aufgrund der beschränkten Ressourcen der Eidgenössischen Steuerverwaltung
womöglich verzögert würde. Er verwies ausserdem auf die stark verbesserten
Konjunkturaussichten. Die Motionen wurden auf Antrag des Bundesrates
abgeschrieben. 39

MOTION
DATUM: 06.10.1994
EVA MÜLLER

Ein Postulat Tschopp (fdp, GE) (Po. 93.3225), das den Bundesrat einlud, die
Schätzungen des Finanzdepartementes betreffend Nettoertrag der Mehrwertsteuer
durch das Bundesamt für Statistik überprüfen zu lassen, wurde vom Nationalrat gegen
den Willen von Bundesrat Stich knapp angenommen. 40

POSTULAT
DATUM: 06.10.1994
EVA MÜLLER

Am 22. Juni verabschiedete der Bundesrat die Verordnung über die Mehrwertsteuer,
die auf den 1. Januar 1995 in Kraft trat. Darin fanden sich teilweise andere Regelungen
als jene, die in der Abstimmungskampagne genannt worden waren, was zu neuer Kritik
Anlass gab. Auch wenn von allen Seiten das speditive Vorgehen der Steuerverwaltung
gelobt wurde, wehrten sich in der Herbstsession doch in mehreren dringlichen
Interpellationen (D.Ip. 94.3348) vorab bürgerliche Parlamentarier gegen gewisse
Besteuerungen. Bundesrat Stich wollte Änderungen in der MWSt-Verordnung nicht
ausschliessen, jedoch nicht mehr vor Einführung der neuen Steuer. 41

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.11.1994
EVA MÜLLER

Nach zähen Verhandlungen über die Erhebung der Mehrwertsteuer kam im Oktober
eine gütliche Vereinbarung zwischen der Schweiz und Liechtenstein zustande: Vaduz
kann die Steuer wie gewünscht mit einer eigenen Mehrwertsteuer-Verwaltung erheben
und somit seine Souveränität bewahren, die oberste Kontrolle wird jedoch dem
Bundesgericht in Lausanne übertragen. Ursprünglich wollte Finanzminister Stich wie
bisher die Warenumsatzsteuer auch die Mehrwertsteuer im Fürstentum durch die
Schweiz erheben lassen. Vor allem befürchtete die Schweiz, Liechtenstein könne die
Finanzdienstleistungen bevorzugt behandeln. Dies hätte den Banken und Treuhändern
einen Wettbewerbsvorteil beschert. Liechtenstein wird die materiellen Vorschriften

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.12.1994
EVA MÜLLER
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über die Mehrwertsteuer nun vollumfänglich übernehmen. Die Schweiz hat
Liechtenstein jedoch zugesagt, Sonderregelungen für Dienstleistungen zu prüfen. Beide
parlamentarischen Kammern haben dem Abkommen zugestimmt. 42

Als Antwort auf die angebliche Verunsicherung und Verärgerung des Volkes und der
Wirtschaft über die MWSt-Verordnung forderte schliesslich eine parlamentarische
Initiative Dettling (fdp, SZ) (Mo. 93.461), dass das Parlament baldmöglichst ein eigenes
Bundesgesetz über die Mehrwertsteuer erlasse. Die Initiative wurde mit 96 zu 41
Stimmen gegen den Willen von Bundesrat Stich angenommen, der mit der Verordnung
zunächst zwei Jahre Erfahrungen sammeln und dann ein Ausführungsgesetz erlassen
wollte. Die Nationalratskommission für Wirtschaft und Abgaben soll nun in der ersten
Hälfte 1995 einen Gesetzesentwurf vorlegen. Gleichzeitig überwies der Nationalrat eine
Motion seiner Wirtschaftskommission (Mo. 94.347), die den Bundesrat beauftragt, bis 1.
Januar 1998 ein MWSt-Gesetz vorzulegen. Eine Motion Schüle (fdp, SH) (Mo. 94.3143),
welche vom Bundesrat ein solches Gesetz bis 1996 vorliegen haben wollte, war zuvor
vom Ständerat überwiesen worden. 43

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1994
EVA MÜLLER

Heftig protestierte der Schweizerische Städteverband gegen eine Besteuerung von
Dienstleistungen, die von der öffentlichen Hand gegenüber Privaten erbracht werden.
Damit werden Aufgaben wie Wasser- und Abfallentsorgung, Schneeräumung oder
Friedhofspflege steuerpflichtig. In seiner Antwort auf eine dringliche parlamentarische
Anfrage bestand Bundesrat Stich auf der Besteuerung von gewerblichen Leistungen der
öffentlichen Hand, die ebensogut ein Privater ausführen könnte. Gegen Ende des
Berichtsjahres signalisierte die Steuerverwaltung jedoch Kompromissbereitschaft und
will staatliche Leistungen an Dritte von der Steuerpflicht befreit halten, solange sie im
betroffenen Amt pro Jahr nicht mehr als CHF 25'000 ausmachen. 44

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 21.12.1994
EVA MÜLLER

Besondere Aufmerksamkeit erregte die Besteuerung von Breitensport-
Veranstaltungen, nachdem es in der Kampagne noch geheissen hatte, dass
Sportvereine und deren Veranstaltungen weitgehend ausgenommen werden. So soll
etwa auch der Engadiner Skimarathon nicht von der Mehrwertsteuer befreit werden.
Der Landesverband für Sport (SLS) drohte mit dem Gang vor das Bundesgericht und mit
einem Steuer-Boykott sowie der Lancierung einer Volksinitiative. Bundesrat Stich
machte jedoch geltend, dass Startgelder nicht das Entgelt für kulturelle Leistungen
darstellten und deshalb wie jeder andere Umsatz zu versteuern seien. Protest legte
auch der Schweizerische Tourismusverband ein gegen die Besteuerung der Kurtaxe, da
Kurvereine meist hoheitliche Aufgaben übernähmen und unentgeltliche Leistungen
erbrächten. Schliesslich sahen sich auch die gemeinnützigen Hilfswerke durch die
Unterstellung unter die Mehrwertsteuer in ihrer Arbeit bedroht. Die MWSt-Verordnung
befreit lediglich direkt karitative Leistungen von der Steuerpflicht, nicht aber die
Umsätze der gemeinnützigen Brockenstuben. Rund 200 Brockenstuben von Hilfswerken
kündigten im Dezember einen vorläufigen MWSt-Boykott an. 45

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 27.12.1994
EVA MÜLLER

Eine Motion Schmid (cvp, AI) forderte, im Zuge der Einführung der Mehrwertsteuer auch
die Biersteuer auf ein europäisch bewährtes System, die sogenannte EU-
Biersteuerstaffel, umzustellen, die eine Abstufung nach gesundheitspolitischen
Gesichtspunkten und nach Betriebsgrösse einer Brauerei enthält. Die heutige
inländische Biersteuer nimmt als Referenz den Preis des Fassbiers, die traditionelle
Domäne der kleinen Brauereien. Der Motionär machte geltend, dass eine Erhöhung des
Fassbierpreises zu einer automatischen Erhöhung der Steuerabschöpfung führe,
während dies bei einer Preiserhöhung für Flaschenbier nicht der Fall sei. Aufgrund der
steuerlichen Wirkungen würden Fassbierpreise nur sehr zögerlich angehoben und
damit ihre Produzenten - vor allem die kleineren Brauereien - wirtschaftlich
benachteiligt. Gegen den Willen von Bundesrat Stich, der die Vorlage nur als Postulat
annehmen wollte, überwies der Ständerat die Motion einstimmig. 46

MOTION
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER

01.01.90 - 01.01.20 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Juli präsentierte eine Subkommission der nationalrätlichen Kommission für
Wirtschaft und Abgaben (WAK) unter der Leitung von Georg Stucky (fdp, ZG) ihren
Entwurf für ein Mehrwertsteuergesetz. Sie kam damit einer parlamentarischen
Initiative Dettling (fdp, SZ) nach, die ein Gesetz unter Federführung des Parlaments
nicht zuletzt aufgrund des gespannten Verhältnisses zu Bundesrat Stich gefordert hatte.
Der Entwurf trägt den bisher geäusserten Kritiken an der bundesrätlichen Verordnung
weitgehend Rechnung und macht gewichtige Konzessionen an die Steuerpflichtigen.
Gemäss dem Entwurf sollen etwa die Umsätze im Immobilienbereich, der
Versicherungen und Spitäler freiwillig der Steuer unterstellt werden, um so den
entsprechenden Vorsteuerabzug geltend machen zu können (erweitertes
Optionsrecht). Der von der Steuer ausgenommene Kulturbereich soll diese Möglichkeit
zum ermässigten Zwei-Prozent-Satz ebenfalls erhalten. Ausserdem nahm die WAK-
Subkommission Forderungen der Sportverbände auf und will Startgelder beim Sport
und ähnliche Leistungen sowie die Umsätze der Brockenhäuser von der Steuer
befreien. Aufatmen können nach dem Willen der Subkommission auch die Städte:
Gemeindewesen sollen nicht nach den einzelnen Dienststellen besteuert werden,
sondern als einziges Unternehmen. Anders als der Bundesrat will die Subkommission
schliesslich auch Verpflegungsspesen voll zum Abzug zulassen, dafür sprach sie sich
gegen einen Sondersatz für die Hotellerie aus. Auch die Leasingfirmen gingen leer aus.
Der Gesetzesentwurf, der nach neuem Fahrplan Anfang 1998 die bundesrätliche
Verordnung ablösen soll, wurde in der Vernehmlassung von Wirtschaftsverbänden und
bürgerlichen Parteien grundsätzlich positiv aufgenommen. Der SP ging aber vor allem
die Ausdehnung des Optionsrechts zu weit, und im Fall der Geschäftsspesen will sie es
beim Vorschlag des Bundesrates belassen. Steuerausfälle von bis zu einer Milliarde
Franken pro Jahr bezeichnete sie als nicht tolerabel. Nicht befriedigt zeigten sich auch
die Sportverbände, da der Hauptbereich der verbandsinternen Umsätze der Steuer
unterstellt bliebe. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1995
EVA MÜLLER

Finanz- und Ausgabenordnung

Die Regierungsparteien begründeten den erneuten Fehlschlag hauptsächlich mit der
Komplexität der Vorlage und der massiven, irreführenden Kampagne der Gegner.
Bundesrat Stich ging soweit, aufgrund des Abstimmungsergebnisses die
Handlungsfähigkeit unserer direkten Demokratie in Frage zu stellen und lancierte die
Idee, künftig die Bedingung von mindestens 50% Beteiligung für die Gültigkeit einer
Volksabstimmung aufzustellen. Andere Kritiker warfen den Regierungsparteien und
insbesondere Bundesrat Stich vor, die Vorlage mit zu wenig Überzeugung und viel zu
spät vor dem Volk verteidigt zu haben. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Vor der Abstimmung stand gesamthaft eine breit organisierte Front von Gegnern einer
eher unentschlossenen und wenig überzeugenden Gruppe von Befürwortern
gegenüber. Im übrigen fand während der gesamten Kampagne ein Zahlenkrieg zwischen
Gegnern und Befürwortern statt, in welchem die von Bundesrat Stich vorgerechnete
Ertragsneutralität der gesamten Vorlage durch die Gegner in Zweifel gezogen wurde. So
kam es, dass Stich vor der Abstimmung gegen die Falschinformationen der
gegnerischen Komitees und des Gewerbeverbandes intervenieren musste, indem er klar
stellte, unter welchen Bedingungen er die Ertragsneutralität berechnet hatte. Er
erklärte, einerseits würden durch den – befristet auf fünf Jahre – verminderten MWSt-
Satz von 4% beim Gastgewerbe über CHF 300 Mio. wegfallen; andererseits dürfe noch
nicht von einem um 1,3% erhöhten MWSt-Satz (zugunsten der AHV) ausgegangen
werden, da eine derartige Erhöhung referendumspflichtig sein werde. Bei den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern lösten die Scharmützel zwischen Gegnern und
Befürwortern eher Verunsicherung aus.

Bundesbeschluss Neuordnung der Bundesfinanzen.

Abstimmung vom 2. Juni 1991

Beteiligung: 33,3%
Ja: 664 304 (45,7%) / 2 1/2 Stände
Nein: 790 948 (54,3%) / 18 5/2 Stände

Parolen:

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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– Ja: FDP (8*), SP, CVP (1*), SVP (4*), LdU, EVP, EDU; SGB, CNG, VSA, LFSA; SBV,
Bankiervereinigung, VSM, Finanzdirektorenkonferenz.
– Nein: LP, GP, GB, AP, SD, PdA; SGV, SHIV, Redressement national, Wirteverband,
Arbeitgeberverband. 
– Stimmfreigabe: Hotelierverein, SGCI
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die neue Finanzvorlage wurde am 2. Juni mit 54,3% Nein-Stimmen sowie von 18
Kantonen und fünf Halbkantonen abgelehnt. Damit scheiterte zum dritten Mal innert
vierzehn Jahren die Einführung eines Mehrwertsteuermodells in der Volksabstimmung.
Nur die Kantone Baselstadt und Zürich nahmen die Vorlage mit 55,8% resp. 55,1% klar
an, Graubünden nur ganz knapp mit 50,1%. Es erstaunte nicht, dass die
Wirtschaftskantone Zürich und Baselstadt das Paket annahmen, hatten sich doch der
Finanzsektor und ein guter Teil der Exportwirtschaft für die Abschaffung der Taxe
occulte und die Lockerung der Stempelabgaben stark gemacht. Graubünden war schon
1977 der einzige Stand, welcher die Mehrwertsteuervorlage angenommen hatte. Im
Vergleich zu den zwei früheren Mehrwertsteuervorlagen sank die Stimmbeteiligung von
50% im Jahre 1977 auf 33,3% im Berichtsjahr. 49

Kurz nach der Verwerfung der Vorlage kündigte Bundesrat Stich die Ausarbeitung eines
neuen Entwurfs an, der eine Änderung der bestehenden Warenumsatzsteuer sowie
Entlastungen bei der Stempelsteuer auf Finanzgeschäften enthalten sollte, jedoch
keine Ausmerzung der Taxe occulte vorsah. Wirtschaftsnahe Kreise äusserten jedoch
die Hoffnung, möglichst rasch die. wettbewerbsverzerrende Taxe occulte zu
eliminieren. Die CVP reichte eine Motion (Mo. 91.3353) zu einer Neuordnung der
Bundesfinanzen ein, in welcher die Abschaffung der Taxe occulte, eine Neuorientierung
der indirekten Steuern, die Anpassung der direkten Bundessteuern und ein
Gesamtkonzept für Lenkungsabgaben verlangt wurde. Eine zweite, in dieselbe Richtung
zielende Motion, wurde von Nationalrat Jaeger (Idu, SG) eingereicht (Mo. 91.3332).
Gegen Ende des Berichtsjahres stellte Bundesrat Stich ein neues Modell vor; dieses
sieht in einer ersten Phase vor, die Hauptelemente der geltenden Einnahmenordnung,
die Warenumsatzsteuer und die direkte Bundessteuer, welche zusammen über 50% der
Bundeseinnahmen erbringen, nach 1994 unbefristet in die Verfassung aufzunehmen.
Die umstrittenen Punkte wie die Besteuerung von Dienstleistungen und die
Eliminierung der Taxe occulte sollten erst in einer zweiten Etappe konkretisiert
werden. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Kommission erteilte daraufhin dem Finanzdepartement einen Zusatzauftrag, um
dem aus verschiedenen Kreisen geäusserten Begehren nach Einführung einer
Mehrwertsteuer in einem einzigen Schritt Rechnung zu tragen; Modelle mit
unterschiedlichen Sätzen und Vergleiche zwischen MWSt und WUSt sowie die künftige
Stellung der direkten Bundessteuer sollten in einem ergänzenden Diskussionspapier
aufgeführt werden. Die Kommission sprach sich im übrigen mit vierzehn Stimmen gegen
eine einzige bei fünf Enthaltungen für die Beibehaltung der direkten Bundessteuer aus.
Unbefriedigt über den vom Finanzdepartement erhaltenen Zusatzbericht verlangte die
Kommission Ende Mai weitere Informationen und arbeitete dann selbst einen Vorschlag
zu einem künftigen Mehrwertsteuermodell aus, welches einen Satz zwischen 6,2% und
6,5% vorsieht. Die Kommissionsmitglieder verwarfen mit vierzehn zu sechs Stimmen
einen Eventualantrag von Bundesrat Stich, für den Fall eines Systemwechsels den Satz
auf 6,8% zu erhöhen. Ausnahmen zugunsten der Bauwirtschaft oder des Gastgewerbes
sah das Modell nicht vor, jedoch sollten flankierende Massnahmen zur sozialen
Abfederung des Systemwechsels in Betracht gezogen werden. Ursprünglich war die
Behandlung der Bundesfinanzreform im Nationalrat auf die Dezembersession angesagt
worden, sie wurde dann jedoch — in Anbetracht der emotionsgeladenen Diskussionen
vor der EWR-Abstimmung — auf das Jahr 1993 verschoben. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der nationalrätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) hatte sich schon
im Vorjahr ein breiter Konsens für die rasche Einführung eines
Mehrwertsteuermodells (MWSt) anstelle der bestehenden Warenumsatzsteuer (WUSt)
eingestellt. Zu Beginn des Berichtsjahres einigte sich die nationalrätliche WAK auf eine
Mehrwertsteuervorlage mit einem Satz von 6,5%. Mit der Festlegung dieses Satzes,
welcher eine Kompromisslösung darstellte zwischen der Minimallösung von 6,2%, wie
ihn Gewerbekreise forderten, und des "Maximalsatzes" von 7% gemäss den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Forderungen Bundesrat Stichs, beabsichtigte die Kommission sowohl die Wirtschaft
von der "taxe occulte" (Schattensteuer) zu entlasten als auch einen Beitrag an die
Sanierung der Bundeskasse zu leisten. Die Forderungen der SP nach sozialer
Abfederung wurde in Form von Entlastungen der unteren Einkommen in der Höhe von
5% des Steuerertrages (gemäss erwarteten MWSt-Einnahmen entspricht dies ca. CHF
500 Mio.) mittels Vergünstigungen der Krankenversicherung und durch eine Erhöhung
der Kinderzulagen berücksichtigt. Die Zustimmung der SP wurde aber von den
bürgerlichen Bundesratsparteien auch mit der Unterstützung eines
Konjunkturförderungsprogramms erkauft. 52

Die kleine Kammer als Zweitrat hingegen befürwortete jedoch gegen den Willen der
Sozialdemokraten und insbesondere gegen die vehemente Intervention Bundesrat
Stichs aus abstimmungspolitischen Gründen eine zweigeteilte Vorlage, die den
Stimmberechtigten einerseits den Systemwechsel zur Mehrwertsteuer mit demselben
Satz der WUSt von 6,2% und andererseits in einer zweiten Vorlage eine Erhöhung des
Satzes auf 6,5% vorschlug. Die bürgerliche Mehrheit im Ständerat beurteilte die
Chancen eines Systemwechsels in der Volksabstimmung als viel besser, wenn den
Stimmenden nicht gleichzeitig wie bei den früheren Multipackvorlagen ein höherer
Steuersatz vorgeschlagen wird. Bei einigen Enthaltungen nahm der Ständerat den
Bundesbeschluss zur Umwandlung der WUSt in eine Mehrwertsteuer bei
gleichbleibendem Satz einstimmig an und hiess mit grossem Mehr den zweiten Teil der
Vorlage, welcher die Erhöhung des Satzes um 0,3 Prozent vorsieht, mit 27 gegen zwei
Stimmen gut. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat beschloss im Sinne einer erhöhten Transparenz, mit einer Teilrevision
des Bundesgesetzes über den eidgenössischen Finanzhaushalt den
Einnahmenüberschuss der Pensionskasse aus der Bundesrechnung auszugliedern.
Damit wird das Defizit um fast eine Milliarde Franken steigen. Finanzminister Stich
unterlag im Gesamtbundesrat aber mit der Forderung, auch das jährliche Darlehen an
die SBB von ebenfalls rund einer Milliarde Franken, das die SBB nicht zurückzahlen
können, im Bundeshaushalt als Ausgabe zu deklarieren. Schützenhilfe erhielt er vom
Nationalrat, der die Teilrevision aufgrund der selben Forderung mit 90 zu 10 Stimmen
zurückwies. Der Ständerat folgte auf Empfehlung seiner Finanzkommmission aber
einstimmig dem Bundesrat, der die Tresoreriedarlehen der SBB über den
Verordnungsweg regeln will. In der Wintersession schwenkte der Nationalrat auf die
Linie des Ständerats ein. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.1995
EVA MÜLLER

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Im Finanzplan 1992-1994 sah Finanzminister Stich insgesamt ein ausgeglichenes
Haushaltsbudget vor, wobei aber 1993 mit einem Defizit von CHF 816 Mio. zu rechnen
sei. Als problematisch wird darin die Ausgabendynamik beurteilt, welche mit einem
Zuwachs von durchschnittlich 5,3% das Einnahmenwachstum von ca. 4,9% übertreffen
wird. Diese Haushaltsperspektive sieht ein Ausgabenwachstum vor, welches knapp über
der angenommenen Wirtschaftsentwicklung liegt; somit wird sich die Staatsquote
zumindest bis 1992 auf 10,5% erhöhen, danach sollte sie bis 1994 auf 10,2% sinken.
Ebenso wird eine leichte Erhöhung der Steuerquote (Verhältnis zwischen
Fiskaleinnahmen und BIP) angenommen. 55

BERICHT
DATUM: 17.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bis 1995 prognostizierte Bundesrat Stich ein Defizit, welches CHF 5 Mrd. erreichen
könnte. Obwohl Sparwille angesagt wurde, rechnete er bei den Sozialversicherungen
noch mit einem massiven Ausbau der Mittel. So werden z.B. der flexible Altersrücktritt,
das Rentensplitting, die Einführung der Mutterschaftsversicherung und die Bekämpfung
der "neuen Armut" sowie die finanziellen Folgen von AIDS den Bundeshaushalt
zusätzlich belasten. Im Bereich des öffentlichen Verkehrs stehen Grossprojekte wie die
Bahn 2000 und die NEAT zur Verwirklichung an. Eine neue Landwirtschaftspolitik,
welche den Anforderungen des künftigen GATT-Vertrages sowie den
Liberalisierungsvorschriften im Rahmen der europäischen Integration entsprechen,
wird in Form von Direktzahlungen an die Bauern Mehrkosten verursachen. Ebenso
dürften die Kosten der Beziehungen zum Ausland, insbesondere zugunsten der
Entwicklungszusammenarbeit, höher ausfallen. 56

BERICHT
DATUM: 19.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Angesichts der prekären Finanzsituation präsentierte der Bundesrat ein zweites
Sparprogramm unter dem Titel Sanierungsmassnahmen 1993 des Bundeshaushaltes,
welches eine Arbeitsgruppe, zusammengesetzt aus den kantonalen Finanzdirektoren
und Vertretern der Finanzverwaltung, ausgearbeitet hatte. Dieses sah, in seiner
überarbeiteten Fassung, bis 1997 jährliche Einsparungen von rund CHF 1.5 Mrd.
gegenüber dem geplanten Ausgabenwachstum vor. Ursprünglich vorgesehene Abstriche
im Sozialversicherungsbereich reduzierte der Bundesrat nach heftiger Kritik in der
Öffentlichkeit auf ein Minimum. Ohne Gegensteuer in der Ausgabenpolitik müssten
andernfalls gemäss Finanzminister Stich in den Jahren 1995 bis 1997
Finanzierungslücken von CHF 8 bis 10 Mrd. hingenommen werden. Die Gesundung der
Bundesfinanzen müsse deshalb schrittweise erfolgen, wobei der strukturelle Teil der
Fehlbeträge spürbar zu reduzieren sei. Das Sanierungsprogramm des Bundesrates sieht
rund 20 Änderungen mittels eines Bundesgesetzes und eines Beschlusses vor sowie die
Revision eines Verfassungsartikels. Auf Verfassungsstufe muss die Streichung der aus
den Getreideimportzöllen gespiesenen Preisreduktion für Brot und Getreide erfolgen.
Mittels eines Bundesgesetzes einerseits sollen elf gezielte referendumspflichtige
Sparvorschläge in die Tat umgesetzt werden. Andererseits legte die Regierung dem
Parlament einen Bundesbeschluss mit drei nicht referendumspflichtigen Vorschlägen
vor. Diese Änderungen sollen Einsparungen bei den Subventionen im Gewässerschutz,
bei den Gewässerkorrektionen und bei den Anlagen zur Sondermüllverbrennung
bringen. Ebenso sollen durch die Aufhebung der freiwilligen AHV/IV-Versicherung für
Auslandschweizer über CHF 40 Mio. eingespart werden. Weitere Einschränkungen
beziehungsweise Streichungen betreffen unter anderem die Bereiche
Invalidenversicherung, Investitions- resp. Subventionsbeiträge an die Landwirtschaft,
Vergünstigungen beim Benzinzoll, Beiträge an Hochschulkantone, amtliche Vermessung
sowie Umstrukturierungen bei den Zollkreisen. Trotz diesen Einsparungen von CHF 750
Mio. bis CHF 3 Mrd. zwischen den Jahren 1994 und 1997 prognostizierte der Bundesrat
noch jährliche Defizite von CHF 2 bis 3 Mrd. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu Beginn der Frühjahrssession zog der Bundesrat die Anträge zur Zweckerweiterung
der Treibstoffzölle auf die Bahninfrastruktur und zu einer Benzinzollerhöhung zurück.
Bundesrat Stich begründete diesen Rückzieher mit den neuen Plänen der
Landesregierung, einen befristeten Benzinzollzuschlag allenfalls für die direkte
Sonderfinanzierung der Neat zu erheben. An der Erhöhung des Heizöl- und Gaszolls
hielt der Bundesrat fest. Der Ständerat, der sich ebensowenig sparfreudig wie der
Nationalrat zeigte, lehnte aber auch diese mit 22 zu 9 Stimmen ab. Auf der
Einnahmenseite nahm er nur gerade die Reform der Tabaksteuer an. Auf der
Ausgabenseite schuf der Ständerat einige Differenzen zum Nationalrat, indem er
insbesondere der Streichung von Bundesbeiträgen an Bauten der Berufsbildung
zustimmte. Der Nationalrat folgte ihm in der Differenzbereinigung. Dafür akzeptierte
der Ständerat in einer zweiten Runde die Zentralisierung der Beschaffung der
persönlichen Armeeausrüstung. Beide Räte hiessen ausserdem eine für die Jahre 1993-
1995 beschlossene Verlängerung der linearen zehnprozentigen Beitragskürzung für die
Jahre 1996 und 1997 gut, wobei die Räte das Sparziel des Bundesrates von CHF 250 Mio.
auf mindestens CHF 300 Mio. verschärften. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.08.1995
EVA MÜLLER

Eine Motion der liberalen Fraktion (Mo. 94.3559), die zu Beginn jeder Session eine
Übersicht über alle neuen Stellen und Ausgaben forderte, die mit den traktandierten
Geschäften in Zusammenhang stehen, wurde gegen den Willen von Bundesrat Stich von
beiden Räten überwiesen. Eine weitere Motion der Liberalen (Mo. 93.3580), die den
Bundesrat aufforderte, im Voranschlag 1995 für jede einzelne Rubrik die gesetzlichen
oder verfassungsmässigen Grundlagen anzugeben und alle Ausgaben zu streichen, die
einer derartigen Grundlage entbehren, war zum Zeitpunkt ihrer Behandlung überholt
und wurde nur als Postulat überwiesen. 59

MOTION
DATUM: 05.10.1995
EVA MÜLLER

Neben einer Ausgabenbremse hält der Bundesrat auch eine verfassungsmässige
Schuldenbremse für nötig. Er präsentierte gleichzeitig mit dem Budget 96 zwei
verschiedene Varianten der Schuldenbremse, die weiter geprüft werden sollen. Nach
dem - von Finanzminister Stich bevorzugten - Saldomodell muss die Finanzrechnung
bei wirtschaftlicher Normallage (BIP-Zuwachs von 0,5-1,8%) ausgeglichen abschliessen.
Übersteigt das reale Wirtschaftswachstum diesen Grenzwert, muss ein
Einnahmeüberschuss erzielt werden, bei schlechter Konjunkturlage sind Defizite
möglich. Wird diese Vorgabe nicht eingehalten, kann der Bundesrat die Finanzhilfen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.10.1995
EVA MÜLLER
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und Abgeltungen um bis zu 30% kürzen, ohne das Parlament zu befragen.
Voraussetzung für die Einführung des strengen Saldomodells wäre die vorgängige
Beseitigung des strukturellen Defizits. Die zweite, weniger strenge Variante geht von der
Faustregel aus, dass die Ausgaben nicht stärker zunehmen dürfen als das trendmässige
Wachstum des BIP, das höchstens zulässige Ausgabenwachstum über zwei Jahre ist
jedoch auf 10% begrenzt. Die Vorschläge gingen in die Vernehmlassung. Ebenfalls im
Sinne einer Schuldenbremse lancierte der LdU eine Volksinitiative «Schluss mit der
Schuldenwirtschaft». Der Initiativtext verlangt, dass innerhalb von Vierjahresperioden
die Bundesausgaben die Einnahmen nicht übersteigen dürfen. Wie zu kürzen ist, lässt
der Verfassungsvorschlag offen; ausgenommen von den Kürzungen sind aber die
Kantonsanteile an den Bundeseinnahmen und die Sozialversicherungen. 60

Nach dem Abbau der Defizite soll gemäss den Vorschlägen des Bundesrates eine
verfassungsmässige Schuldenbremse sicherstellen, dass der Bundeshaushalt im
Gleichgewicht bleibt. Eine solche hatte im letzten Jahr auch der damalige Bundesrat
Otto Stich vorgeschlagen, wobei er zwei Varianten - die Ausgabenregel, die das
zulässige Ausgabenwachstum an der mittelfristigen Wachstumsrate der Wirtschaft
ausrichtet und die Saldoregel, bei der das Ergebnis der Finanzrechnung mit dem
Wirtschaftswachstum gekoppelt wird - zur Diskussion gestellt hatte.

Die Vernehmlassung zeigte, dass eine Mehrheit der Parteien, Kantone und Verbände
die Ausgabenregelung und damit die «weichere» Variante mit eher indikativem
Charakter bevorzugt. Der Bundesrat könnte somit erst gegen Ausgabenbeschlüsse des
Parlaments einschreiten, wenn dieses ein Budget mit einem Ausgabenwachstum von
mehr als 10% gegenüber der zuletzt angenommenen Finanzrechnung verabschiedet.
Stark umstritten war auch die Behandlung der Investitionsausgaben. Beide Varianten
verzichten auf eine Sonderbehandlung dieser Ausgabenkategorie, eine starke
Minderheit der Vernehmlasser sprach sich aber vehement dafür aus, Investitionen von
der Schuldenbremse auszunehmen. SP und LdU möchten die Sozialversicherungen
ausklammern. Die detaillierte Botschaft zur Schuldenbremse soll dem Parlament erst
nach Inkrafttreten des Sanierungsartikels unterbreitet werden. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.1996
EVA MÜLLER

Voranschlag

Bundesrat Stich präsentierte zum ersten mal seit sieben Jahren einen Voranschlag mit
einem Defizit. Das Budget rechnete mit einem Fehlbetrag von rund CHF 2 Mrd. und sah
eine Ausgabenerhöhung um 11,7% vor, während auf der Einnahmenseite nur eine
Steigerung von 5,6% erwartet wurde. Die Bundesstaatsquote wäre damit auf 10,7% im
Jahre 1992 geklettert. Die grössten Steigerungen auf der Ausgabenseite waren in den
Bereichen Beziehungen zum Ausland und Finanzausgaben mit 31% resp. 23,1%
vorgesehen. In absoluten Zahlen umfasste der Bereich der sozialen Wohlfahrt mit CHF
8'565 Mio. und einer Steigerung von 11,9% den grössten Posten. Auf der Einnahmenseite
wurden die Stempelabgaben — bedingt durch die 1992 in Kraft tretende
Stempelsteuerrevision — mit einer Verringerung von 18,8% gegenüber den budgetierten
Einnahmen von 1991 veranschlagt. Ein derart defizitäres Budget würde laut der
Botschaft des Bundesrates die während der vergangenen Jahre greifenden
Sanierungsbemühungen der Bundesfinanzen auf einen Schlag zunichte machen, da sich
der Bund zusätzlich verschulden müsste. Laut Rechnungsabschluss von 1989 betrugen
die Schulden von Bund, Kantonen und Gemeinden rund 33% des jährlichen
Bruttosozialprodukts, was im Vergleich zu den anderen OECD-Ländern wenig ist. Eine
massive Neuverschuldung von Bund und Kantonen würde die Schweiz jedoch in bezug
auf ihre Verschuldungsquote ins Mittelfeld der Industrieländer abgleiten lassen und
sich über höhere Zinsen negativ auf das Wirtschaftswachstum auswirken. 62

BERICHT
DATUM: 19.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Motion Steinemann (fp, AG) (Mo. 93.3594) von 1993, die den Bundesrat
beauftragen wollte, nur noch Voranschläge mit einer stabilen oder rückläufigen
Staatsquote zu unterbreiten, wurde von Bundesrat Stich als untaugliches Mittel zur
Haushaltsanierung abgelehnt und vom Nationalrat verworfen. Der Ständerat überwies
jedoch ein Postulat Cavelty (cvp, GR) (Po. 93.3566), welches den Bundesrat aufforderte,
die Einsetzung eines Sparbeauftragten zu prüfen. Bundesrat Stich wehrte sich
vergeblich gegen diesen seiner Ansicht nach unnötigen Vorstoss. Bürgerliche Parteien
kündigten zudem an, dass sie Art. 42bis BV, der den Bund verpflichtet, Defizite
abzutragen, verschärfen wollten. In einem ersten Schritt wurde eine parlamentarische

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.10.1994
EVA MÜLLER

01.01.90 - 01.01.20 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Initiative Bührer (fdp, SH) (Pa.Iv. 94.422) eingereicht, die fordert, dass das Wachstum
der Ausgaben das geschätzte mittelfristige Wachstum des Bruttoinlandprodukts nicht
übersteigen dürfe. Ausnahmen sieht die Initiative nur im Fall eines real rückläufigen
Bruttoinlandprodukts vor. 63

Ende Mai beschloss der Bundesrat, das Ausgabenwachstum im Voranschlag 1996 auf ein
Niveau von unter 4% zu drücken und Einsparungen in der Höhe von CHF 1.3 Mrd.
vorzunehmen. Die Departemente, deren Budgeteingaben sich zuvor auf insgesamt CHF
45.4 Mrd. belaufen hatten, unterzogen sich daraufhin Streichungen in Höhe von fast
einer Milliarde Franken. Zusätzlich beschloss der Bundesrat dringliche
Gesetzesänderungen in den Bereichen Forschung und Arbeitslosenversicherung (ALV).
Mit einem ersten dringlichen Beschluss sollte die vom Parlament beschlossene
Aufstockung der Mittel für die Schwerpunktprogramme der Forschung in den Jahren
1996 bis 1999 um CHF 62 Mio. rückgängig gemacht werden, womit sich 1996 CHF 15 Mio.
einsparen liessen. Gestrichen werden sollten sodann die A-fonds-perdu-Beiträge von
CHF 220 Mio. an die ALV, die der Bund künftig in Form von Darlehen gewähren will. Weil
so die Kantone die Hälfte beisteuern müssten, ergäbe sich für den Bund ein Spareffekt
von CHF 100 Mio. Anfang September präsentierte Bundesrat Stich für 1996 ein Budget,
das mit einem Defizit von CHF 4.3 Mrd. abschliesst. Das Ausgabenwachstum wurde auf
4,1% begrenzt, während bei den Einnahmen mit einem Anstieg um 9,8% gerechnet
wurde. Die Zunahme ist unter anderem Folge des Steuersystems mit einnahmenstarken
geraden Jahren. Bereits abgezogen wurde der erwartete Steuerausfall von CHF 140 Mio.
durch den MWSt-Sondersatz für die Hotellerie. Auf der Ausgabenseite fielen der Anstieg
der Beiträge an die Krankenversicherung von CHF 750 Mio. und die einmalige
Entschädigung von über CHF 200 Mio. für den Verzicht auf das Atomkraftwerk Graben
ins Gewicht. Die Überschüsse der Bundespensionskasse figurieren weiterhin unter den
Einnahmen. Ebenso wurden die Darlehen an die Bundesbahnen im Umfang von gut
einer Milliarde Franken, welche die SBB nicht werden zurückzahlen können, gegen den
Willen von Bundesrat Stich nicht unter den Ausgaben verbucht. Nicht zuletzt aufgrund
dieses «geschönten» Budgets, dessen Defizit sich bei einer sachgerechten
Darstellung - trotz einem verbesserten konjunkturellen Umfeld - auf über CHF 6 Mrd.
erhöht hätte, gab der Finanzminister seinen Rücktritt bekannt. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.11.1995
EVA MÜLLER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Face au déficit des finances fédérales, les investissements nécessaires à la
construction des deux tunnels projetés pose le problème suivant: faut-il choisir l'un
des deux ouvrages et abandonner l'autre, ou étaler la construction dans le temps. De
fait, une sorte de concurrence est née entre les tunnels qui a vu s'affronter les
défenseurs de chacun. Otto Stich a suggéré que le Lötschberg soit délaissé au profit du
Gothard, ce qui a provoqué les protestations des gouvernements bernois et valaisan.
Les promoteurs du Lötschberg (Berne, Valais et BLS) ont exigé une stricte égalité entre
leur axe et celui du Gothard. Adolf Ogi a tout d'abord déclaré que le premier projet prêt
serait mis en oeuvre en priorité. Par la suite, il s'est cependant engagé en faveur d'une
construction simultanée des deux tunnels. Il a notamment défendu cette position en
réponse à une interpellation urgente Bloetzer (pdc, VS) (Ip. 93.3262). Le conflit fut
croissant entre le DFF et le DFTCE et leurs chefs respectifs. 65

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.07.1993
SERGE TERRIBILINI

Le débat sur le choix de ne construire qu'un seul tunnel afin d'épargner les finances
fédérales s'est poursuivi en 1994. Certains politiciens alémaniques ont exprimé leur
conviction que la construction du seul tunnel du Gothard était suffisante, ce qui a
provoqué l'ire d'un certain nombre de Romands et de Bernois. Pour sa part, s'appuyant
sur de nouvelles analyses financières concluant que la Suisse ne pourra faire face à des
investissements aussi gigantesques, Otto Stich a, à nouveau, affirmé qu'il était
nécessaire de ne construire que le Gothard. Ces déclarations ont provoqué de fortes
protestations, notamment de la part du Valais et de Berne ainsi que des autres cantons
romands, de diverses organisations et de Michel Béguelin (ps, VD), président de la
commission des transports du Conseil national. Ceux-ci ont répliqué que, s'il s'agissait
de faire des économies, c'est bien plutôt au Gothard qu'il fallait renoncer car son coût

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.12.1994
SERGE TERRIBILINI
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est plus élevé que celui du Lötschberg. Ils ont par ailleurs rappelé qu'il fallait respecter
la volonté populaire et ne pas frustrer une fois de plus la Suisse occidentale. Les trois
partis gouvernementaux bourgeois se sont également ralliés à ces protestations. Le
chef du DFTCE a répondu aux propos d' Otto Stich en certifiant que les deux tunnels
pouvaient être financés, qu'ils étaient nécessaires pour absorber le trafic européen et
indispensables pour la Suisse romande. Le Conseil fédéral a pour sa part assuré que le
percement du Lötschberg ne serait pas retardé et que les deux tunnels seraient traités
sur un pied d'égalité.
Afin de sortir de ce débat, Max Friedli, directeur de l'OFT, a proposé de séparer la
question de la construction des tunnels de celle des voies d'accès qui est la plus
conflictuelle. Il s'agirait ainsi de réaliser dans un premier temps les tunnels de manière
simultanée et de remettre à plus tard l'étude des voies d'accès et de leurs variantes.
Les tunnels pourraient ainsi être achevés en 2005, en tout cas pour le Lötschberg. Les
cantons du Valais, de Berne, du Tessin et d'Uri ont répondu favorablement à cette
proposition.
Le comité urannais «Neat in den Berg», qui oeuvre en faveur d'une variante passant
dans la montagne, a toutefois refusé cette idée et demandé une décision d'ensemble
prenant en compte tous les facteurs. Selon lui, une construction par étapes risquerait
d'aboutir à un manque de moyens pour la réalisation de voies d'accès compatibles avec
l'environnement. De même, les représentants du Kandertal (BE) et des associations
actives de la région ont refusé une construction par étapes et ont exigé une réalisation
complète avec le tunnel du Niesen. 66

Au printemps, face à cette polémique croissante, le Conseil fédéral - qui depuis l'été
1994 n'avait pu s'exprimer d'une seule voix - a affirmé sa volonté de réaliser les deux
tunnels simultanément, rejetant ainsi l'option d'échelonnement des deux projets
défendue par Otto Stich au profit de celle chère à Adolf Ogi. Le gouvernement a justifié
sa volonté en faisant référence notamment aux engagements européens de la Suisse, à
la nécessité de respecter les choix populaires ainsi qu'aux dangers que la décision de
ne construire qu'un seul tunnel ne manquerait pas de faire courir à la cohésion
nationale. Sur la question du financement en revanche, le gouvernement a décidé de ne
pas soumettre, contrairement à ce qui était prévu, le deuxième crédit d'engagement de
CHF huit milliards au parlement, estimant que l'aspect financier devait être repensé.
Prenant acte des conclusions de l'expertise londonienne, il a souligné notamment que
le financement des deux NLFA ne devait pas se baser principalement sur des emprunts,
mais sur des contributions à fonds perdus provenant de différents impôts indirects.
Ces taxes permettraient de financer au fur et à mesure la construction des
transversales alpines et diminueraient la charge financière que devront assumer les
générations futures. Afin de repenser totalement l'aspect financier, le Conseil fédéral a
cependant chargé un groupe de travail, composé des plus hauts fonctionnaires du DFF
et du DFTCE, d'élaborer des propositions.
Sur la question du financement, il est à noter en outre que le parlement a transmis une
motion Danioth (Mo. 95.3050) (pdc, UR) exprimant également la préoccupation que le
cumul des intérêts ne rende impossible le remboursement des sommes empruntées
pour la construction des NLFA. La motion demande en effet au CF de proposer un
nouvel arrêté fédéral concernant le financement des NLFA de manière à permettre que
les sommes provenant des droits sur les carburants soient octroyées comme
contributions à fonds perdus, et non comme prêts remboursables. Le CN a adopté une
motion Schmidhalter (Mo. 95.3058) (pdc, VS) à contenu similaire. 67

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.07.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Raumplanung und Wohnungswesen
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Wohnungsbau und -eigentum

Eine Motion, welche gleichlautend von den Ostschweizern Engler (cvp, AI) (92.3530) und
Rüesch (fdp, SG) (93.3092) in den jeweiligen Räten vorgetragen wurde, forderte den
Bundesrat auf, die betreffenden Artikel des Bundesgesetzes über die direkte
Bundessteuer sowie des Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern
der Kantone und Gemeinden dergestalt zu ändern, dass Fremdkapital nicht als
Eigenkapital aufgerechnet wird und Schuldzinsen auf Fremdkapital nicht zum
steuerbaren Gewinn gerechnet werden. Den Motionären ging es in erster Linie um eine
Entlastung von Wohnbaugenossenschaften, welche durch die bestehende
Gesetzgebung letztlich in den Ruin getrieben würden, wodurch die Wohnbau- und
Eigentumsförderungspolitik des Bundes gefährdet sei. Hatte sich Bundesrat Stich in der
Ständekammer noch — vergeblich — für eine Umwandlung des Vorstosses in ein Postulat
gewehrt, gab er im Nationalrat seinen Widerstand angesichts der Unterstützung der
Vorlage durch alle Fraktionen auf und nahm die Motion als solche entgegen. 68

MOTION
DATUM: 18.06.1993
DIRK STROHMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Nachdem sich bereits Bundesrätin Ruth Dreifuss bei einem Augenschein in der Zürcher
Drogenszene für mehr Menschlichkeit im Umgang mit Drogenabhängigen sowie
weniger Emotionen in der Drogenpolitik ausgesprochen und die Möglichkeit einer
breiteren staatlichen Drogenabgabe nicht ausgeschlossen hatte, bekam die Diskussion
zu Jahresende neue Impulse durch zwei weitere SP- bzw. ex-SP-Exponenten, nämlich
den designierten Bundespräsidenten Otto Stich und die abtretende Zürcher
Fürsorgedirektorin Emilie Lieberherr. Stich, bisher nicht für sein liberales
Drogenengagement bekannt, sprach sich in mehreren Interviews dezidiert für ein
pragmatischeres Vorgehen und damit für die staatliche Drogenabgabe aus. Lieberherr
betonte ebenfalls, nur eine kontrollierte Abgabe der «auf der Gasse» gehandelten
Drogen könne die Drogenszene aus der Kriminalität führen und die Drogensüchtigen
einer effizienten Betreuung und Ausstiegshilfe zuführen. 69

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.11.1993
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der parlamentarischen Debatte wurde in beiden Kammern und quer durch alle
Parteien festgestellt, dass die Sozialversicherungen ein viel zu sensibler Bereich seien,
um in einem Schnellverfahren und im Rahmen von Sanierungsmassnahmen grundlegend
verändert zu werden. Die künftige Finanzierung der AHV sei im wesentlichen
Gegenstand der anlaufenden 11. Revision, weshalb die jetzt vom Bundesrat gemachten
Vorschläge dort fundiert diskutiert werden sollten. Da die parlamentarischen
Beratungen in der Januar- resp. der Frühjahrssession stattfanden, fielen neben
generellen sozialpolitischen Bedenken auch abstimmungsbezogene Überlegungen ins
Gewicht. Angesichts der für den Frühsommer anstehenden Referendumsabstimmung
zur 10. AHV-Revision wollte man diese Vorlage nicht durch eine Verunsicherung der
Rentner und des Gewerbes belasten.

Aus diesen Gründe wurde die Aufhebung des Mischindexes mit deutlicher Mehrheit
und die Angleichung des Beitragssatzes der Selbständigerwerbenden an jenen der
Arbeitnehmer knapp abgelehnt. Gegen den Widerstand der Linken und der Grünen
stimmte das Parlament hingegen einer Beitragskürzung des Bundes an die AHV für das
Jahr 1996 von 17,5% auf 17% zu, obgleich selbst Finanzminister Otto Stich diese Kürzung
nach der Ablehnung der Beitragserhöhung für die Selbständigerwerbenden für nicht
mehr sinnvoll hielt. 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.1995
MARIANNE BENTELI
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

Da sich die zweite Teilrevision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes (AVIG) im
parlamentarischen Ablauf verzögerte, legte der Bundesrat den Kammern in der
Wintersession im Rahmen der dringlichen Entlastungen im Voranschlag 1995 einen
Bundesbeschluss vor, welcher die zentralen Finanzierungsbestimmungen der Revision
vorwegnimmt und auf den 1.1.1995 in Kraft setzt. Unbestritten war dabei die Erhöhung
des Beitragssatzes von zwei auf drei Lohnprozente, was pro Jahr 1,85 Mia. Fr.
Mehreinnahmen bringen soll. Wesentlich kontroverser war die als Gegenstück dazu
vorgeschlagene fünftägige Karenzfrist vor Bezug der ersten ALV-Leistungen, welche der
Nationalrat bei seinen Beratungen der zweiten Teilrevision des AVIG als Kompensation
für den Verzicht auf die Degression eingeführt hatte. Auf Antrag von CVP-Nationalrat
Epiney (VS) beschloss der Nationalrat aber, die Karenzfrist sozial abzufedern. Demnach
sollten nur jene Arbeitnehmer zu Beginn ihrer Arbeitslosigkeit fünf Tage leer ausgehen,
deren letztes Monatseinkommen 3500 Fr. (plus 500 Fr. pro minderjähriges oder in
Ausbildung stehendes Kind) übersteigt. Mit ihrem ebenfalls an die Teilrevision des AVIG
angelehnten Antrag, dass der zwei Lohnprozente übersteigende Anteil ab dem 1.1.1996
zur Tilgung der aufgelaufenen Schulden beim ALV-Ausgleichsfonds verwendet werden
muss, setzte sich Nationalrätin Spoerry (fdp, ZH) erfolgreich gegen Bundesrat Stich
durch, der diese Regelung nur sinnvoll fand, falls tatsächlich nach diesem Datum keine
neuen Schulden anfallen sollten. Auf Antrag Bonny (fdp, BE) wurde auch die Einrichtung
der regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV) vorgezogen. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.1994
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Was im Oktober 1990 von Bundesrat Stich in seiner Funktion als oberster Grenzwächter
noch klar abgelehnt worden war, was Bundesrat Koller aber zwei Monate später bereits
nicht mehr ausschliessen wollte, begann in den ersten Monaten des Berichtsjahres
konkret Gestalt anzunehmen: die obersten Bundesbehörden trafen anfangs Februar
erste Vorbereitungen, die Grenzwachtkorps durch militärische Einheiten zu
verstärken, um illegale Grenzübertritte von Asylsuchenden wenn nötig zu verhindern.
Dieses Vorhaben wurde von den bürgerlichen Parteien vorsichtigskeptisch beurteilt,
während sich SP und GPS grundsätzlich dagegen aussprachen. Für einen Einsatz der
Armee an der Grenze machten sich vor allem - abgesehen von den
Rechtsaussenparteien - der rechte Flügel der FDP und die SVP stark; neben der SP und
den Grünen opponierten auch Teile der CVP dagegen.   Die Hilfswerke warnten vor
einer Polarisierung in der Asylpolitik: Ein Armeeeinsatz in dieser Form sei nicht nur
wirkungslos, er erschwere auch jede konstruktive Diskussion, da damit ein neues
Feindbild geschaffen werde.Über 200 kirchliche und politische Organisationen
gelangten mit einer Petition an den BR und baten ihn, vom Einsatz der Armee
abzusehen. Dennoch führte eine Kompagnie im März im Rahmen ihres WK einen –
allerdings unbewaffneten – Testlauf an der Schafthauser Nordgrenze durch. 72

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Mit einer Motion verlangte Nationalrätin Spoerry (fdp, ZH), dass Väter oder Mütter, die
ihren Beruf nur ausüben können, wenn sie ihre Kinder betreuen lassen, die Kosten
dafür von den Steuern sollen absetzen dürfen. Bundesrat Stich beantragte die
Umwandlung in ein Postulat, da der Vorstoss das eben erst in Kraft getretene
Steuerharmonisierungsgesetz strapazieren würde und die Anrechnung der
Betreuungskosten als Gewinnungskosten zu Abzügen in unkontrollierbarer Höhe führen
würde. Der Nationalrat folgte aber den Argumenten von Frau Spoerry, wonach die
geltende gesetzliche Regelung nicht mehr den heutigen gesellschaftlichen
Gegebenheiten und insbesondere der grossen Anzahl von alleinerziehenden Müttern
entspreche und überwies den Vorstoss in der verbindlichen Form. Da Spoerry für ihr
Anliegen nicht eigentlich eine Gesetzesänderung vorschlug, sondern eher den Weg über
eine Anpassung der entsprechenden Verordnung ins Auge fasste, erachtete der
Ständerat die Motion als ein rechtlich nicht haltbares Instrument, weil damit das
Parlament in den Hoheitsbereich der Exekutive eingreifen würde. Er befand zudem, die
Diskussion über diese Fragen sei ohnehin lanciert, weshalb es nicht richtig wäre, jetzt
bereits ein Präjudiz für die eine oder andere Lösung zu schaffen. Um aber zu
unterstreichen, dass er ebenfalls der Ansicht sei, dass hier Handlungsbedarf bestehe,
überwies er die Motion als Postulat. 73

MOTION
DATUM: 14.03.1995
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Die Solothurner Filmtage konnten ihren 25. Geburtstag begehen. Der Besuch
Bundesrat Stichs zur Eröffnung und derjenige von Bundespräsident Koller zu Ende der
Manifestation waren ein äusseres Zeichen dafür, dass der neue Schweizer Film und mit
ihm die Filmtage 'respektabel' geworden sind. Angesichts der präsentierten Filme
fragten sich aber viele der anwesenden Kritiker und Zuschauer, ob der Schweizer Film
nicht schon seine Blütezeit, seine Jahre der grössten kulturellen und politischen
Kreativität definitiv hinter sich habe. 74

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.01.1990
MARIANNE BENTELI

Archive, Bibliotheken, Museen

In Anwesenheit von Bundesrat Stich wurde Mitte September der Grundstein zum
Erweiterungsbau des Musikautomaten-Museums in Seewen (SO) gelegt. Dieses
Museum wird seit seiner Schenkung an die Eidgenossenschaft (1990) als Aussenstelle
des Landesmuseums geführt. 1993 hatte das Parlament für die Sanierung der
bestehenden Museumsräumlichkeiten sowie einen Neubau CHF 14.6 Mio. bewilligt. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.09.1995
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Bundespräsident Otto Stich forderte an den ausserordentlichen Von-Wattenwyl-
Gesprächen mehr Teamgeist und Unterstützung von den Bundesratsparteien. Diese
müssten «verbindlich eingebunden werden in die Gestaltung und Durchführung der
Bundespolitik». FDP, SP, CVP und SVP reagierten jedoch in erster Linie mit Kritik an der
Landesregierung. 76

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.11.1994
EVA MÜLLER

Grosse Parteien

Gegen Ende des Berichtsjahres erregte die Zürcher SVP erneut Unmut bei der
gesamtschweizerischen Parteileitung sowie bei anderen Kantonalsektionen, als sie die
Ermordung eines Mädchens am Zollikerberg (ZH) im Hinblick auf die städtischen
Wahlen im Frühling 1994 für eine Inseratekampagne missbrauchte. Darin bezeichnete
sie die «Linken und Netten» – mit den Netten waren die anderen bürgerlichen
Regierungsparteien gemeint – als verantwortlich für die Kriminalität sowie
Asylmissbrauch in Stadt und Kanton und empfahl sich selbst als Alternative für mehr
Sicherheit. Bundesrat Stich verglich die Inseratekampagne mit der Nazi-Propaganda
und sagte seine Teilnahme an der Albisgüetlitagung im Januar 1994 in seiner Funktion
als Bundespräsident ab. 77

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Einen Tag vor ihrem 88. Geburtstag, am 6. September 2016 verstarb Lilian Uchtenhagen
– eine der ersten Nationalrätinnen und eine wichtige Modernisiererin der SP.
Zusammen mit dem damaligen Präsidenten Helmut Hubacher arbeitete sie mit am
Umbau der SP von einer klassischen Arbeiterpartei in eine Mittelstandspartei. Im
Gedächtnis bleiben wird der Name Uchtenhagen aber insbesondere wegen den
Bundesratswahlen vom 7. Dezember 1983. Die Zürcher Nationalrätin war von ihrer
Partei als erste Bundesrätin nominiert worden. Die Bürgerlichen machten diesem Plan
allerdings einen Strich durch die Rechnung und wählten in einem eigentlichen Coup mit
Otto Stich einen genehmen Gegenkandidaten. 78
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